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UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und
Sport

BFS Bundesamt für Statistik
BAG Bundesamt für Gesundheit
EU Europäische Union
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EWR Europäischer Wirtschaftsraum
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EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
LR Lia Rumantscha

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

OFS Office fédéral de la statistique
OFSP Office fédéral de la santé publique
UE Union européenne
DFI Département fédéral de l'intérieur
EEE l'Espace économique européen
SSR Société suisse de radiodiffusion
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
LR Lia Rumantscha
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im September 2019 erschien im Magazin «Bon pour la tête» ein Artikel des Waadtländer
Journalisten Jacques Pilet mit dem Titel «Romands, vous n'existez plus!». Anlass dazu
waren unter anderem ein Interview im «Blick» mit dem Headhunter Werner Raschle zu
Beginn des Monats und eine etwas unsensible Aussage des neuen Armeechefs Thomas
Süssli an seiner ersten Pressekonferenz. Süssli hatte gegenüber den Medien verkündet,
dass er aufgrund mangelnder Französischkenntnisse Fragen nur auf Deutsch
beantworten werde. Derweil antwortete Raschle, vom «Blick» gefragt, welche
Qualifikationen der neue SBB-Chef – von einer Frau war nicht die Rede – mit sich
bringen müsse, dass Deutsch- und Englischkenntnisse ein Muss seien, denn der neue
CEO müsse das Parlament überzeugen und mit der Bevölkerung kommunizieren
können. Die Landessprache Französisch und damit die zweitgrösste
Bevölkerungsgruppe der Schweiz blieben bei der Vergabe wichtiger und repräsentativer
Ämter also gleich zwei Mal aussen vor.
«Enfin quelqu’un qui ose le dire ouvertement alors que tant d’Alémaniques le pensent
discrètement», meinte Pilet in seinem Artikel, welcher später in übersetzter Form als
Gastkommentar zum Interview mit Raschle ebenfalls im «Blick» erschien. Die
französische Sprache, so Pilet, sei in der Schweiz unnötig geworden. Diese «Verachtung
der mehrsprachigen Schweiz» empöre aber die Romands, denn die Westschweizer
Bevölkerung werde auf diese Weise exkludiert. Natürlich gebe es ebenso Frankophone
mit schlechten Deutschkenntnissen, auch habe Süssli versprochen, sein sprachliches
Manko zu beheben, doch würden sich Romands durch Sprachdifferenzen – im
Gegensatz zu den Deutschschweizerinnen und Deutschschweizern – ungleich weniger
amtliche Karrieremöglichkeiten bieten. Diese einsprachige Schweiz, resümierte Pilet,
sei aber nicht seine Schweiz, denn sie verrate «die schönsten Traditionen» des Landes
und werde verarmen.

Pilets Artikel löste in der Folge einige Reaktionen aus. So schrieb Peter Rothenbühler in
der Aargauer Zeitung in einem Kommentar dazu, dass die Westschweiz eigentlich
boome, sowohl wirtschaftlich als auch kulturell. Dies lasse sich nicht nur an der
Museumslandschaft oder «architektonische[n] Würfen von Weltrang» festmachen, auch
die westschweizer Universitäten und die insgesamt drei neuen Schweizer
Nobelpreisträger, welche allesamt aus der Romandie stammen, bestätigten dies – doch
gehe dies der Deutschschweiz «offenbar am verlängerten Rücken» vorbei. Im
Ständerat, so zitierte Rothenbühler die Parlamentarierin Geraldine Savary (sp, VD),
könne man zwar durchaus Französisch sprechen ohne missverstanden zu werden. Doch
das Problem der Sprachbarriere bestehe sogar im Bundeshaus: Im Nationalrat, so
Savary, würden Romands oft auf Deutsch wechseln, denn bei französischen Reden
werde unter den Deutschschweizern oft getuschelt, da nicht alle des Französischen
mächtig seien. Wie Rothenbühler ausserdem festhielt, habe man die sprachliche
Diskrepanz auch im Westschweizer Fernsehen diskutiert und sei zum Schluss
gekommen, dass Handlungsbedarf bestehe, weil die Schweiz sonst «sprachlich und
kulturell» auseinanderdriften könnte. 
Eine ähnliche Ansicht vertrat auch der Verein «Helvetia Latina», welcher sich für die
Förderung der Mehrsprachigkeit in den Bundesämtern und im Parlament einsetzt. Am
zweitletzten Sitzungstag der Herbstsession wurde der vom Verein organisierte «journée
du plurilinguisme» abgehalten, wie die Westschweizer Zeitung «Le Temps» mit Bezug
auf Pilets Artikel berichtete. An diesem Tag, so die Idee, werden die Rollen getauscht:
Deutsch wird zu einer «langue minoritaire», die lateinischen Sprachen zur «langues
majoritaires». Wie «Le Temps» festhielt, hatten Überprüfungen des Vereins nämlich
gezeigt, dass die in der Bundesverwaltung geltenden Quoten bezüglich der
Sprachenrepräsentation – Deutsch müsste von 70 Prozent, Französisch von 21-23
Prozent, Italienisch von 6-8.5 Prozent und Rätoromanisch von 1 Prozent der
Angestellten gesprochen werden – nicht immer eingehalten werden.
Die Bedeutung von funktionierender Kommunikation hatte derweil bereits ein im Juni
erschienener Artikel im Tages-Anzeiger nahegelegt: Anlässlich des 90. Geburtstags des
Philosophen Jürgen Habermas ging man dort der Frage nach, «was uns eigentlich
zusammenhält». Im Werke Habermas', so eine der Kernaussagen des Artikels, werde
ersichtlich, dass Kommunikation eines der Leitmotive einer funktionierenden
Demokratie sei. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Personal

Mitte März 2015 genehmigte der Bundesrat den Evaluationsbericht zur
Mehrsprachigkeit in der Bundesverwaltung. Der Bericht stellte ein insgesamt gutes
Zeugnis aus. Für die Periode 2008 bis 2014 seien die gesetzten Ziele einer
ausgewogenen Verteilung der Landessprachen unter den Angestellten der
Bundesverwaltung erreicht worden. Seit 2014 erreiche der Anteil französischsprachiger
Mitarbeitenden den Sollwert von 21.6 Prozent. Auch der Anteil von 6.8 Prozent
Bundesverwaltungsangestellter mit italienischer Muttersprache liege über der
definierten Mindestgrenze. Einzig die 0.3 Prozent rätoromanisch Sprechende lägen
noch nicht im Zielband. Freilich gebe es aber noch zu grosse Unterschiede, wenn die
Sprachenverteilung in den unterschiedlichen Lohnklassen betrachtet werde.
Insbesondere in den oberen Lohnklassen seien deutschsprachige Mitarbeitende mit
72.5 Prozent über- und italienischsprachige Angestellte mit 4.8 Prozent untervertreten;
die französische Sprache ertöne hier in einem adäquaten Umfang (21.9%). 
Im Bericht wurden Empfehlungen abgegeben, die der Bundesrat laut Medienmitteilung
begrüsste. Neben der weiterhin anzustrebenden adäquaten Vertretung der
Landessprachen, auf die bei der Rekrutierung geachtet werden soll, sollen auch die
Sprachkompetenzen des bestehenden Personals gefördert werden. Künftige
Evaluationen bezüglich Mehrsprachigkeit der Bundesverwaltung sollen zudem wenn
möglich digital erfolgen.  

In den französisch- und italienischsprachigen Medien wurden die Unterschiede
zwischen den Departementen diskutiert. So gebe es etwa im VBS (17.6% Romand.e.s)
und im UVEK (18.3%) wesentlich weniger französisch sprechende Mitarbeitende als im
EDA (28.5%) und im EDI (28%), die «comme par hasard»  beide von
französischsprechenden Bundesräten geleitet würden, so die Erklärung von L'Express.
Der Corriere del Ticino kritisierte vor allem die zu tiefen Anteile Italienischsprachiger in
den Chefabteilungen. Auch die NZZ wies darauf hin, dass die gesetzten Ziele teilweise
nur deshalb erreicht würden, weil sich zahlreiche italienisch- und französischsprachige
Angestellte um die Übersetzung der nach wie vor vorwiegend deutschen Dokumente
kümmerten. Die NZZ sprach denn auch von einer «durchzogenen Bilanz» und einem
fehlenden «Gefühl für Italianità». 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.03.2015
MARC BÜHLMANN

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Die sprachlichen Minderheiten erhoffen sich Unterstützung von den Schlussfolgerungen
des umfangreichen Berichts «Zustand und Zukunft der viersprachigen Schweiz», den
eine vom EDI eingesetzte Expertengruppe erarbeitet hatte und der im September in
allen vier Landessprachen der Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Der Bericht stellte fest,
dass die Sprachenvielfalt der Schweiz in beunruhigendem Mass zu einem
Nebeneinander verschiedener Sprachen geworden ist, ohne genügende Kenntnisse,
hinreichendes Interesse und notwendiges Verständnis einer Sprachgruppe für die je
anderen Sprachen und Kulturen, und dass die Schweizer ein merkwürdig distanziertes
und weitgehend unreflektiertes Verhältnis zur Bilinguität oder Plurilinguität
unterhalten. Die Arbeitsgruppe unter dem Vorsitz des Berner Staatsrechtlers P. Saladin
analysierte die Grundbedingungen der Erhaltung kommunikativer Viersprachigkeit und
schlug in den hierfür sensiblen Bereichen (Bildungswesen, Medien, öffentliche
Verwaltung etc.) Massnahmen zur Verbesserung der intrasprachlichen und
interkulturellen Verständigung vor. Gleichzeitig stellte sie zwei Varianten für einen
neuen Sprachenartikel in der Bundesverfassung zur Diskussion: eine kürzere, offenere
und eine ausführlichere, dichtere Version. Inhaltlich stimmen die beiden Varianten
jedoch weitgehend überein: Bund und Kantone sind zuständig für die Erhaltung der vier
Landessprachen, die Sprachenfreiheit bleibt garantiert, doch wird im Interesse der
bedrohten Minderheiten das Territorialitätsprinzip – je nach Variante – explizit oder
implizit in der Verfassung verankert. Die Experten unterstrichen aber wiederholt, dass
mit einem Verfassungsartikel die gegenwärtigen Sprachenprobleme der Schweiz nicht
gelöst werden können, da die Lebenskraft einer Sprache letztlich vom Willen einer
Bevölkerungsgruppe abhänge, die Sprache selber zu pflegen, und von der
Bereitschaft der Gesamtbevölkerung, die Minderheiten zu respektieren. Der
Bundesrat nahm von dem Bericht, der für seine Ausführlichkeit und Sorgfalt allgemein

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.09.1989
MARIANNE BENTELI
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gelobt wurde, Kenntnis und gab ihn in eine breite Vernehmlassung. 3

Ohne grosse Aussicht auf Einigung wurden die Auseinandersetzungen im Kanton
Graubünden geführt, wo sich die Verfechter des Rumantsch Grischun und dessen
Gegner seit Jahren in den Haaren liegen. Im Berichtsjahr entzündete sich die
Kontroverse vor allem an der Absicht der Lia Rumantscha (LR), mit der schon seit
längerem zur Diskussion stehenden "Quotidiana", einer rätoromanischen Tageszeitung
mit Beiträgen in den einzelnen Idiomen und einem 'Mantel' in Rumantsch Grischun,
endlich konkret vorwärtszumachen. Die Absichten der LR stiessen bei den Bündner
Zeitungsverlegern rasch auf Widerstand. Vor allem die älteste und grösste romanische
Zeitung, die in Disentis erscheinende "Gasetta Romontscha" wehrte sich vehement
dagegen, ein einheitliches romanisches Presseerzeugnis womöglich mit dem Preis der
Selbstaufgabe bezahlen zu müssen. Dass es der LR gelang, den Chefredaktor der
"Gasetta", Giusep Capaul, als Projektleiter für die neue Zeitung zu gewinnen, verhärtete
die Fronten eher noch. Capaul steht nun vor der Aufgabe, eine Trägerschaft zu bilden
sowie Personal und Finanzen zu beschaffen. Bei Letzterem hofft die LR aufs EDI,
welches allerdings hatte durchblicken lassen, dass eine abschliessende Beurteilung erst
nach Vorliegen eines spruchreifen Konzepts möglich sei. Die Kantonsregierung zeigte
sich hingegen skeptisch und wies auf das Fehlen gesetzlicher Grundlagen für die
Erteilung ständiger Subventionen hin. Im Bündner Parlament verlangte der SVP-Grossrat
Jon Morell Ende Jahr in einer Interpellation, der Bündner Souverän solle mit einer
Konsultativabstimmung zur romanischen Tageszeitung und zum Rumantsch Grischun
Stellung nehmen können. 
. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1990
MARIANNE BENTELI

Zum drittenmal nach 1985 und 1988 fand die "Scuntrada rumantscha", die Woche der
Begegnung von und mit den Rätoromanen statt. Das Programm unter der Leitung der
Lia Rumantscha, dem Dachverband der Romanen, beleuchtete in Vorträgen,
Podiumsdiskussionen und kulturellen Darbietungen sowie verschiedensten Kursen
aktuelle Probleme der Rätoromanen. Die "Scuntrada 91" stand unter dem Motto
"Begegnung auch mit andern"; Sprachpolitik aus gesamtheitlicher und internationaler
Sicht war denn auch einer der Schwerpunkte der Begegnungs- und Arbeitswoche, aber
auch das Verhältnis zwischen der nicht selten ausserhalb des Sprachgebiets lebenden
"Elite" und dem daheimgebliebenen "Fussvolk". Hier stand einmal mehr das Problem
des "Rumantsch grischun" zur Diskussion, einer den rätoromanischen Dialekten
aufgesetzten Einheitssprache, deren Ausarbeitung und Verbreitung in erster Linie von
— meist im Unterland lebenden — jüngeren Intellektuellen getragen wird. 

Mit den Besonderheiten der Schaffung einer Kunstsprache hatte sich zudem bereits im
April in Parpan und Chur ein internationales Kolloquium über Standardisierung von
Sprachen befasst. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.08.1991
MARIANNE BENTELI

Im Kanton Freiburg eskalierte der Sprachenstreit weiter und wird nun auch das
Bundesgericht beschäftigen. Ende 1991 hatte der Staatsrat (Exekutive) in seiner
Stellungnahme zu einer Beschwerde befunden, die Gemeinde Marly dürfe weiterhin
deutschsprachigen Kindern den Schulbesuch in ihrer Muttersprache in der
Kantonshauptstadt finanzieren. Marly, welches an der Sprachgrenze, aber im
französischen Sprachraum liegt und mit 23% der Einwohner eine bedeutende
deutschsprachige Minderheit aufweist, hatte diese Regelung vor über 20 Jahren
eingeführt, um den dort ansässigen deutschsprachigen Angestellten eines Zweigwerkes
von Ciba-Geigy entgegenzukommen. Gemäss dem Staatsrat verstösst dies aufgrund der
Gemeindeautonomie und des Schulgesetzes nicht gegen das seit zwei Jahren in der
Kantonsverfassung verankerte Territorialitätsprinzip. Mit Unterstützung der lokalen SP-
Sektion beschloss die Beschwerdeführerin, diesen Entscheid des Staatsrates an das
Bundesgericht weiterzuziehen. 

Gesamtkantonal zeigten sich die Sozialdemokraten jedoch uneins: im Kantonsrat wurde
sowohl eine SP-Motion für eine klare sprachliche Zuordnung aller freiburgischen
Gemeinden (mit Ausnahme von Freiburg und Murten) wie auch eine auf Einführung von
gemischtsprachigen Gebieten eingereicht. Beide Motionen wurden auf Wunsch der
Regierung nur als Postulate angenommen. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.01.1992
MARIANNE BENTELI
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Gemäss den Ergebnissen der Pädagogischen Rekrutenprüfung 1985 ist für die jungen
Deutschschweizer der Dialekt ein überaus wichtiges Identitätsmerkmal. Sie grenzen
sich damit von den anderen Deutschsprachigen in Deutschland und Osterreich ab, was
die Romands — entgegen einer vorherrschenden Auffassung — nicht stört, da sie die
Spannungen zwischen deutscher und welscher Schweiz als nicht mundartbedingt
empfinden. Während die Antworten der befragten jungen Deutschschweizer eine
bereits früher beobachtete Tendenz bestätigten und kaum Neues brachten,
überraschten jene der Romands. Ihre Einstellung zur deutschschweizerischen
Sprachsituation ist offenbar viel sachlicher als gemeinhin angenommen. Eine Mehrheit
vertrat die Meinung, von einer hohen Sprachenbarriere könne nicht die Rede sein,
wenn sich ein Romand in der deutschen Schweiz niederlasse. Gemäss den mit der
Auswertung beauftragten Wissenschaftern ist nicht die Mundartwelle schuld am
"malaise" zwischen Deutschschweiz und Romandie, sondern die Angst vor einer
alemannischen Dominanz namentlich in der Wirtschaft. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.02.1992
MARIANNE BENTELI

In Bern konnte Ende November nach längerem finanzierungsbedingtem Tauziehen die
Gründung der "Maison latine" bekanntgegeben werden. Diese neue Begegnungsstätte
zwischen deutscher und lateinischer Kultur wird getragen von einer Stiftung mit der
Burgergemeinde Bern als Initiatorin, sowie von der Einwohnergemeinde Bern, den
Kantonen Aargau, Freiburg, Graubünden, Solothurn, Tessin, Waadt und Wallis sowie den
Organisationen Helvetia Latina, Pro Grigioni Italiani, Lia Rumantscha, Pro Ticino, Neue
Helvetische Gesellschaft, Anciens Helvétiens Vaudois und der Vereinigung der Kader
des Bundes als Mitstifter. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.11.1992
MARIANNE BENTELI

In den vergangenen zehn Jahren haben sich die Sprachgrenzen in der Schweiz kaum
verschoben, mit Ausnahme Graubündens, wo das Rätoromanische weiterhin an Boden
verloren hat. Dies ging aus den vom Bundesamt für Statistik (BFS) veröffentlichten
Ergebnissen der Volkszählung 1990 zur Sprachenverteilung hervor. In acht Bündner
Gemeinden hat sich in dieser Zeitspanne die Sprachmehrheit zugunsten des Deutschen
verändert. In den Gemeinden mit weiterhin rätoromanischer Sprachmehrheit nahm
diese um durchschnittlich zehn Prozentpunkte ab. Nur gerade in einer Gemeinde
(Alvaschein im Bezirk Albula) wechselte die Mehrheit vom Deutschen zum
Rätoromanischen. Die Angst gewisser Romands vor einer "germanisation rampante"
konnte hingegen nicht bestätigt werden: Im Grenzkanton Freiburg änderte die
Sprachmehrheit nur in zwei Gemeinden, einmal zugunsten des Deutschen, einmal
zugunsten des Französischen. 

Der Behauptung eines alemannischen Sprachimperialismus widersprachen auch
mehrere wissenschaftliche Arbeiten über das Sprachverhalten in den Grenzgebieten. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.11.1992
MARIANNE BENTELI

Das wuchtige EWR-Nein der meisten deutschsprachigen Kantone riss zwischen der
Deutschschweiz und der Romandie eine Kluft auf, wie sie die Schweiz seit dem 1.
Weltkrieg kaum mehr erlebt hatte. "Les Romands ont mal à la Suisse" diagnostizierte im
Nationalrat der Genfer Eggly (lp). Obgleich politologische Analysen zeigten, dass das
Erklärungsmuster "Röschtigraben" offensichtlich zu kurz griff und die Haltung zum EWR
nicht allein von der Sprachkultur, sondern ebensosehr vom Gegensatz Stadt-Land
geprägt gewesen war, regten doch Politiker aus allen Lagern Massnahmen an, welche ein
weiteres sprachlich-kulturelles und politisches Auseinanderdriften der beiden
Landesteile verhindern sollten. Dabei taten sich in erster Linie die Genfer
Abgeordneten Brunner (sp), Tschopp (fdp) und Ziegler (sp) hervor, aber auch jener Teil
der SVP (Zimmerli/BE sowie der Generalsekretär der Partei), welcher sich im Gegensatz
zur Gesamtpartei für den EWR engagiert hatte. Unter anderem wurde die Einsetzung
eines Rats der Weisen oder die Einberufung einer Art "Etats généraux" der kulturellen
Kräfte bzw. einer nationalen Einigungskonferenz vorgeschlagen, ein dritter Bundesrat
für die Romandie und die Schaffung eines ständigen Gremiums zur Diskussion gestellt,
welches alle Parlamentsgeschäfte auf ihre Auswirkungen auf die Romandie
durchleuchten sollte. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.12.1992
MARIANNE BENTELI
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Die Büros beider Räte beriefen je eine parlamentarische ad-hoc-Kommission ein, die
sich mit den Gründen sowie den Auswegen aus dem "Sprachengraben" befassen sollen.
Der Nationalratskommission gehören 15 Mitglieder unter dem Präsidium des
Waadtländers Leuba (lp) an, der Ständeratskommission sieben Mitglieder unter der
Leitung des Deutschfreiburgers Piller (sp). Die beiden Kommission werden vorerst einen
Bericht zur Lage erstellen und dann bis zum Herbst 1993 Vorschläge zur Überwindung
des "Sprachengrabens" vorlegen. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 18.12.1992
MARIANNE BENTELI

Obgleich der Bundesrat zu Petitionen grundsätzlich nicht Stellung nimmt, wollte Cotti
doch aus sprach- und staatspolitischen Überlegungen heraus ein Zeichen setzen. Ganz
im Sinn der den revidierten Sprachenartikel der Bundesverfassung vorberatenden
Ständeratskommission, welche die Sprachhoheit eindeutig den Kantonen belassen
wollte, fragte der Vorsteher des EDI im Lauf des Sommers in Chur an, welches
Romanisch die Bündner Regierung als die künftige schweizerische Halbamtssprache
zu bezeichnen gedenke.

Für eine befriedigende Antwort musste die Bündner Regierung den Bundesrat
allerdings auf Ende 1993 vertrösten. Bis dahin sollen die Ergebnisse einer
wissenschaftlich begleiteten Umfrage unter den im Kanton lebenden Rätoromanen
vorliegen, die ermitteln soll, ob das Rumantsch grischun – oder allenfalls ein
gewachsenes rätoromanisches Idiom – genügend Akzeptanz geniesst, um als
einheitliche Schriftsprache sowohl auf kantonaler wie auf eidgenössischer Ebene
eingeführt zu werden. Als offizielle Verwaltungssprachen gelten heute im Kanton
Graubünden die beiden Schriftidiome Ladin (in der Praxis Vallader) und Sursilvan. Einen
endgültigen Entscheid zugunsten von Rumantsch grischun müssten die Bündner
Bürgerinnen und Bürger an der Urne treffen. 

In seiner Botschaft zum revidierten Sprachenartikel hatte sich der Bundesrat noch
ziemlich deutlich für Rumantsch grischun ausgesprochen. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1992
MARIANNE BENTELI

Im an der Sprachgrenze gelegenen Walliser Ort Sierre/Siders wurden im Herbst auf
Druck von engagierten Eltern und als eidgenössische Premiere 16 französischsprachige
Mädchen und Buben einem deutschsprachigen Kindergarten zugewiesen. Interesse an
Pilotprojekten auch auf Schulstufe meldeten der Kanton Freiburg (mit geplanten
zweisprachigen Schulklassen in Freiburg und Murten) sowie die Stadt Biel an. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.07.1993
MARIANNE BENTELI

Die Auswertung der Daten der Volkszählung 1990 zeigte, dass im Zeitraum 1980-1990
mit Ausnahme des Französischen alle Landessprachen an Gewicht verloren haben.
Besonders krass ist die Situation beim Rätoromanischen, dessen Anteil von 0,8 auf
0,6% zurückging. Auch das Italienische hat an Einfluss eingebüsst: Mit einem Anteil von
8,9% wurden die Nichtlandessprachen erstmals häufiger als Hauptsprache angegeben
als das Italienische (7,6%). Unter den Nichtlandessprachen dominierten die slawischen
Sprachen, insbesondere Serbokroatisch, gefolgt von Spanisch, Portugiesisch, Türkisch
und Englisch. In der Volkszählung 1990 wurde neu auch nach der Sprachfertigkeit
gefragt. Zwei von drei Deutschsprachigen gaben an, im Alltag nur deutsch zu sprechen,
und zwar vorwiegend Dialekt. Anders bei den Romands, Tessinern und Rätoromanen:
Rund 67% der Welschen bezeichneten sich als mehrsprachig, bei den Tessinern waren
es 72% und bei den Rätoromanen 80%. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1993
MARIANNE BENTELI

Die alle drei Jahre stattfindende "Scuntrada rumantscha" stand ganz im Zeichen
sprachpolitischer Fragen. Schwerpunkte der Veranstaltung waren die Themenbereiche
"Schule und Sozialisation", "Formen und Normen" sowie "Kommunikation". Abschluss
und Höhepunkt der diesjährigen "Scuntrada" bildete der Festakt zum 75-Jahr-Jubiläum
der "Lia Rumantscha", an dem auch Nationalratspräsidentin Gret Haller und BAK-
Direktor David Streiff teilnahmen. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.10.1994
MARIANNE BENTELI

01.01.65 - 01.01.24 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Das Rätoromanische soll mit einer einheitlichen Schriftsprache in die Zukunft gerettet
werden. Zwei Drittel der von der Bündner Regierung befragten Rätoromanen sprachen
sich dafür aus, wobei 44% die Standardsprache Rumantsch grischun unterstützen. In
der lokalen und mündlichen Sprachpraxis - also überall dort (Familie, Freundeskreis,
Vereine etc.), wo auch die Deutschschweizer ihren Dialekt sprechen - will die
Bevölkerung ihr angestammtes Idiom beibehalten, in den Medien und der Verwaltung
sowie in Schule und Literatur opponiert sie der Einführung einer Einheitssprache aber
nicht. Dabei zeigten sich allerdings auch regionale Unterschiede. Je kleiner und
gefährdeter eine Sprachregion ist (Mittelbünden), desto vehementer verlangt sie
offenbar nach der Einheitssprache, während sprachlich kompakte Gebiete
(beispielsweise die Surselva) dieser mit grösserer Distanz gegenüberstehen, da sie sich
offenbar genügend Eigenkraft zur Erhaltung des angestammten Idioms zutrauen. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.02.1995
MARIANNE BENTELI

In einer Erklärung empfahl die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK)
den Kantonen und Gemeinden, Initiativen zur Einführung einer zweiten
Unterrichtssprache zu unterstützen. Fächer wie Geographie, Mathematik oder
Geschichte könnten durchaus in einer Fremdsprache vermittelt werden. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.03.1995
MARIANNE BENTELI

Verschiedentlich wurde darauf hingewiesen, dass eine Ratifizierung des
Rahmenabkommens des Europarates zum Schutz nationaler Minderheiten (siehe oben,
Teil I, 7d, Grundsatzfragen) auch für die Förderung des Rätoromanischen Folgen haben
könnte. Art. 9 der Konvention sieht insbesondere vor, dass die Vertragsstaaten dafür zu
sorgen haben, dass die Minderheiten angemessenen Zugang zu den Medien erhalten.
Vertreter Graubündens leiteten daraus ab, dass der Bund verpflichtet werden müsse,
die geplante rätoromanische Nachrichtenagentur finanziell zu unterstützen (siehe auch
unten, Teil I, 8c, Presse). 18

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.03.1995
MARIANNE BENTELI

Als erste Bündner Talschaft bekannte sich das Val Müstair formell zum
Territorialitätsprinzip und erklärte sich definitiv und ausschliesslich zur
rätoromanischen Sprachregion. Das Unterengadin scheint ebenfalls auf dem Weg, ein
allerdings etwas abgeschwächtes Territorialitätsprinzip einführen zu wollen. Hier soll
gemäss einer Vernehmlassung unter den betroffenen Gemeinden das Rätoromanische
für alle kommunalen und regionalen Verwaltungen, nicht aber für die Gerichte gelten. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.07.1995
MARIANNE BENTELI

Zu der auf Beginn der 45. Legislatur eingeführten neuen Sitzordnung im Nationalrat,
welche die bisher bestehenden sprachlichen Blöcke auflöst, siehe oben, Teil I, 1c
(Parlament). Für die Bedeutung der Entfremdung zwischen den Sprachgruppen als
Problem der nationalen Identität siehe oben, Teil I, 1a (Grundsatzfragen).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1995
MARIANNE BENTELI

Die Annahme des Sprachenartikels in der Bundesverfassung, mit welchem das
Rätoromanische zur Teilamtssprache und damit zur Umgangssprache zwischen dem
Bund und den Bürgerinnen und Bürgern rätoromanischer Zunge erhoben wurde, heizte
die Diskussionen um die Standardsprache Rumantsch Grischun erneut an. Die
Ankündigung, dass der Bund seinen Beamten Kurse in Rumantsch Grischun anbieten
werde, erhitzte die Gemüter zusätzlich. Aber auch die Lia Rumantscha drängte nun auf
eine rasche Anerkennung des Rumantsch Grischun als Einheitssprache, wurde aber von
der Bündner Regierung vorerst zur Zurückhaltung aufgefordert, da die Abstimmung
über den Sprachenartikel gezeigt habe, dass diese Frage nach wie vor sehr emotional
gehandhabt werde. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.02.1996
MARIANNE BENTELI

Während der Abstimmungskampagne zum Sprachenartikel sicherte Bundesrätin
Dreifuss die Hilfe des Bundes beim Aufbau der geplanten «Agentura da novitads
rumantscha» zu. Gesetzliche Grundlage für das Engagement des Bundes ist das im
Vorjahr zusammen mit dem Sprachenartikel revidierte Gesetz über Beiträge an die
Kantone Graubünden und Tessin zur Erhaltung ihrer Sprache und Kultur. Für den
Aufbau der romanischen Nachrichtenagentur bzw. einer Tageszeitung in «Rumantsch
grischun» siehe unten, Teil I, 8c (Presse). 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.1996
MARIANNE BENTELI
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Vertreter der welschen Mehrheit im Kanton Freiburg, welche sich seit Jahren für die
konkrete Umsetzung des 1990 in die Staatsverfassung aufgenommenen
Territorialitätsprinzips einsetzen, publizierten ein «Manifeste de Marly», in welchem sie
die definitive und unverrückbare Festsetzung der Sprachgrenzen verlangten;
Kompromisse, wie sie in Marly praktiziert werden, wo die deutschsprachigen Kinder auf
Kosten der Gemeinde die deutschsprachige Schule im nahegelegenen Freiburg
besuchen können, dürften nicht mehr vorkommen. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.03.1996
MARIANNE BENTELI

Die Schweiz trat anfangs April der «Agence de coopération culturelle et technique»
bei, dem Herzstück der 50 Länder umfassenden Organisation der frankophonen
Staaten. 23

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.03.1996
MARIANNE BENTELI

Die Eidgenössische Technische Hochschule (ETH) Zürich führte Englisch als die vierte
offizielle Unterrichtssprache ein. Jede der 19 Abteilungen wurde beauftragt,
mindestens eine Vorlesung auf Englisch anzubieten. Die Dozenten sollen in erster Linie
aus dem angelsächsischen Raum kommen, was nicht schwer zu realisieren ist, da dies
bereits heute auf 10 Prozent der Professorenschaft zutrifft. Ziel der Massnahme sind
nicht nur verbesserte Sprachkenntnisse der angehenden Schweizer Ingenieure,
Architekten und Naturwissenschafter, was deren Wettbewerbsfähigkeit auf dem
internationalen Arbeitsmarkt erhöht. Es soll auch der zunehmenden Konkurrenz
ausländischer Hochschulen begegnet werden. Skandinavische und osteuropäische
Lehranstalten bieten schon heute ganze Lehrgänge in Englisch an und locken damit
Ausländer (Dozenten und Studenten) an, die nicht bereit sind, die entsprechende
Landessprache umfassend zu erlernen. 24

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.04.1997
MARIANNE BENTELI

Als erste Stadt gab sich Biel - mit finanzieller Unterstützung des Kantons Bern - einen
"Monsieur Bilingue", welcher das Ende 1996 gegründete Forum für die Zweisprachigkeit
leitet. Diese Institution will den Bilinguismus professionell fördern und sich mit den
besonderen Problemen des Zusammenlebens verschiedener Sprachgruppen in einer
zweisprachigen Stadt und Region befassen. Ebenfalls in Biel nahm eine jahrzehntelange
paradoxe Situation ein Ende. Während 42 Jahren lebten das deutschsprachige
Gymnasium und das französischsprachige Lycée unter einem Dach, vermieden aber
ostentativ jeden Kontakt. Nun rauften sich die Leiter der beiden Lehranstalten
zusammen und boten erstmals eine zweisprachige Maturitätsausbildung an. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.09.1997
MARIANNE BENTELI

Italienisch wird für die deutschsprachigen Bündner Schülerinnen und Schüler ab dem
Schuljahr 1999/2000 zur obligatorischen Frühfremdsprache (ab der 4. Klasse). Diesen
Entscheid fällte das Stimmvolk mit einer satten Zweidrittelsmehrheit. Anstelle des
Italienischen können die Gemeinden auch das Rätoromanische für obligatorisch
erklären. In Genf wird ab dem Schuljahr 1998/1999 neben Deutsch auch Italienisch als
erste Fremdsprache angeboten. 26

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.11.1997
MARIANNE BENTELI

Für die Aufnahme des Betriebs einer rätoromanischen Nachrichtenagentur sowie die
Lancierung der rätoromanischen Tageszeitung "La Quotidiana" siehe unten, Teil I, 8c
(Presse).

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1997
MARIANNE BENTELI

Mit der Übersetzung eines der sieben bilateralen Verträge zwischen der Schweiz und
der EU – jenem über das Beschaffungswesen – in Rumantsch grischun lag erstmals ein
internationaler Vertrag in der vierten Landessprache vor. 27

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.06.1999
MARIANNE BENTELI

Nach 24jähriger Amtstätigkeit trat der Tessiner Achille Casanova (cvp) auf Ende Juli als
Bundesvizekanzler zurück. Zu seinem Nachfolger wählte der Bundesrat den
Sozialdemokraten Oswald Sigg. Vizekanzlerin Hanna Muralt (sp), die ihr Amt ebenfalls
zur Verfügung gestellt hatte, wurde durch die der CVP nahe stehende
romanischsprachige Corina Casanova ersetzt. Dass ein Deutschsprachiger ohne
Italienischkenntnisse den Platz des perfekt dreisprachigen Achille Casanova einnahm,
sorgte im Tessin, aber auch in der französischsprachigen Schweiz für Proteste gegen

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.06.2005
MAGDALENA BERNATH
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eine Verdrängung des «lateinischen» Elements aus den Spitzenpositionen der
Verwaltung. Dass gleichzeitig mit Corina Casanova eine Vertreterin der kleinen,
ebenfalls «lateinischen», romanischsprachigen Minderheit Vizebundeskanzlerin wurde,
nahm insbesondere Bundesrat Couchepin, der sich in den Medien über den
Wahlausgang empört hatte, erst mit Verspätung zur Kenntnis; Casanova war im
Staatskalender vermeintlich als Deutschsprachige ausgewiesen.

In seiner Antwort auf eine Frage Cathomas (cvp, GR) erklärte der Bundesrat, dass mit
der Schaffung des elektronischen Staatskalenders statt der Bezeichnung der
Muttersprache (d, f, i, r) hinter dem Namen der aufgeführten Personen die vom
eidgenössischen Personalamt registrierte und von der betroffenen Person
gewünschte Korrespondenzsprache ins Verzeichnis aufgenommen wurde. Dieser
Änderung fiel das Rätoromanische zum Opfer. Deshalb prüfe die Bundeskanzlei nun, ob
es mit angemessenem Aufwand möglich sei, im nächsten Staatskalender wieder zur
ursprünglichen Form, d.h. zur Angabe der sprachlichen Identität, zurückzukehren. 28

Für Unmut – insbesondere in der Romandie – sorgte im Frühjahr ein Artikel der
Weltwoche, in welchem die Welschen als die Griechen der Schweiz bezeichnet
wurden. Die Romands lägen in jeder Negativ-Statistik wie beispielsweise in Bezug auf
Arbeitslosenquoten vorne und würden sich darüber hinaus oft beklagen, so die
Weltwoche. Die teils heftigen Reaktionen auf diesen Artikel sahen den nationalen
Zusammenhalt durch solch provokative Äusserungen gefährdet. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.03.2012
MÄDER PETRA

Um dem Bedeutungsverlust des Italienischen entgegenzuwirken, wurde im Oktober ein
Forum für den Schutz der italienischen Sprache in der Schweiz gegründet. Ziel des
Forums ist es, die Kräfte zu bündeln und eine gemeinsame Strategie zu entwickeln, um
den Stellenwert des Italienischen als Landessprache zu stärken. Eine erste geplante
Massnahme des Forums ist die Erhöhung des Prozentsatzes an italienischsprachigen
Bundesangestellten. 30

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.2012
MÄDER PETRA

Sport verbindet, und zwar im Jahr der Olympischen Winterspiele in Sotschi die
Rätoromanen mit dem Rest der Welt. Die beachtlichen Leistungen der Athletinnen und
Athleten rätoromanischer Muttersprache, allen voran Doppel-Goldmedalliengewinner
Dario Cologna, gefolgt von Kombinationssieger Sandro Viletta und den beiden
Silbermedaillengewinnern Selina Gasparin und Nevin Galmarini, fanden auf
internationaler Plattform nicht nur die verdiente sportliche Anerkennung, sondern
förderten darüber hinaus breites Interesse an der rätoromanischen Sprache und Kultur
zu Tage. Urs Gadruvi, Generalsekretär der Lia Rumantscha, berichtete von
Mitarbeitenden der Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR), die mehr damit
beschäftigt waren, Interviews zu ihrer Herkunft zu geben als selber Interviews zu
führen. 31

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.02.2014
MARLÈNE GERBER

Das Forum per l'Italiano in Svizzera begrüsste explizit zwei in der
Vernehmlassungsvorlage zur Kulturbotschaft vorgesehene Neuerungen zur Förderung
des Italienischen ausserhalb der italienischsprachigen Schweiz. Zum einen will der
Bundesrat mit einem Zusatzbeitrag von CHF 800'000 den Italienischunterricht fördern,
wobei die finanziellen Mittel unter anderem für die Erarbeitung neuer didaktischer
Materialien oder auch für die allfällige Schaffung einer zweisprachigen Ausbildung
eingesetzt werden sollen. Zum anderen will die Regierung zusätzliche Mittel in der Höhe
von CHF 450'000 zur Förderung von Austauschprogrammen für Lehrpersonen und
Schüler sprechen. 32

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.06.2014
MARLÈNE GERBER

Von wegen "Griechen der Schweiz"! Diese Ansicht vertrat Bundesrat Johann
Schneider-Ammann an seiner Rede vor dem Schweizerischen Arbeitgeberverband.
Dabei stützte sich der Bundesrat auf neueste Zahlen des an der Universität Lausanne
angesiedelten Wirtschaftsforschungsinstituts Créa, wonach die Romandie die am
schnellsten wachsende Wirtschaftsregion in ganz Europa sei. Die Weltwoche hingegen
beharrte auf ihrer Position und trumpfte mit anderen Zahlen auf. 33

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.06.2014
MARLÈNE GERBER
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Territorialfragen beschäftigten den Kanton Graubünden und das Rätoromanische im
Jahr 2014 auf die eine oder andere Weise. Die Lia Rumantscha und die Uniun
Rumantscha Grischun Central zeigten sich besorgt ob der Auswirkungen von Fusionen
deutsch- und romanischsprachiger Gemeinden. Jüngste Beispiele hätten gezeigt, dass
sich in solchen Fällen mittelfristig das Deutsche durchsetze. Die Sprachorganisationen
forderten deshalb, dass aufgrund von Fusionen entstandene zweisprachige Gemeinden
nach wie vor als "angestammtes romanisches Territorium" gelten sollen. Die durch die
Fusion von sieben Kommunen entstandene neue politische Gemeinde Albula/Alvra mit
einem romanischsprachigen Bevölkerungsanteil von 47,6% drohte im September zum
Präzedenzfall zu werden. Die an der Urnenabstimmung beschlossene neue
Gemeindeverfassung sieht Albula/Alvra als zweisprachige Gemeinde. Im Oktober gaben
die Sprachorganisationen bekannt, auf eine Verfassungsbeschwerde zu verzichten. Die
Gemeinde habe ihnen eine Mitwirkung bei der Schaffung eines kommunalen
Sprachgesetzes zugesichert. Um dem Rückgang der romanischen Sprache
entgegenzuwirken, plädierte Thomas Burri, Assistenzprofessor für Völker- und
Europarecht an der Universität St. Gallen, für eine staatspolitische Dimension der
Diskussionen. In einem Vortrag im Rahmen einer vom Zentrum für Demokratie in Aarau
(ZDA) organisierten Tagung propagierte er die Schaffung eines sogenannten
"Romanenstaates". Diese subnationale Einheit würde sich nicht über ein Territorium,
sondern über die sprachliche Zugehörigkeit definieren, wobei die rätoromanische
Kantonsbürgerschaft zur bestehenden Kantonsbürgerschaft hinzukommen würde. Die
in abgeänderter Form in der NZZ erschienene Rede provozierte sogleich eine
Gegenreaktion vom emeritierten Staatsrechtsprofessor Andreas Auer. Das "Burrische
Unding" liesse sich verfassungsrechtlich kaum umsetzen. 34

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.08.2014
MARLÈNE GERBER

Rund zwei Jahre nach der Ankündigung der Somedia AG, die rätoromanische
Tageszeitung «La Quotidiana» nicht mehr mitfinanzieren zu wollen, und der damit
aufgeworfenen Frage um die Zukunft der romanischen Medienlandschaft im
Allgemeinen stellten Vertreterinnen und Vertreter der romanischen Medien im Frühjahr
2019 ein neues Medienkonzept vor, von dem sie sich eine Entlastung der Situation
erhofften. Im Rahmen des Projektes «Medias rumantschas 2019» wollten öffentliche
und private rätoromanische Medien ab Anfang 2020 zusammenspannen und täglich ein
Medienangebot in der vierten Landessprache bereitstellen. Auf den Weg gebracht
wurde das Konzept unter der Leitung der Lia Rumantscha. Mit von der Partie waren die
Zeitungen «Engadiner Post/Posta Ladina», «La Quotidiana» und «La Pagina da
Surmeir», die SRG-Tochter Radiotelevisiun Svizra Rumantscha (RTR), die Somedia AG
sowie die ehemalige Agentura da Novitads Rumantscha (ANR). Letztere war im Rahmen
der Neukonzeption in die unabhängige Stiftung «Fundaziun da medias rumantschas»
(FMR) überführt worden, welche sich in einem wesentlichen Punkt von ihrer
Vorgängerin unterschied: Vertreterinnen und Vertreter von Medienhäusern mit
Leistungsvereinbarungen erhielten keinen Einsitz mehr in den FMR-Stiftungsrat,
sondern sollten ihre Anliegen an einen der FMR beigeordneten Konsultationsrat
richten. Während der Kernauftrag der FMR in der Sicherstellung der medialen
Versorgung der rätoromanischen Bevölkerung in Textform lag, sollte RTR in erster Linie
Nachrichten und Aktualitäten beisteuern. Derweil investiere Somedia in den Vertrieb,
die Verbreitung und das Marketing, wie Somedia-Geschäftsführer Silvio Lebrument
gegenüber den Medien erläuterte.
Das von der FMR und RTR in allen fünf Idiomen und auf Rumantsch Grischun
produzierte Textangebot soll allen beteiligten Partnern kostenlos und zur
gleichberechtigten Verwendung auf einer Plattform zur Verfügung gestellt werden.
Damit dieser erweiterte Auftrag erfüllt werden kann, genehmigte die Bündner
Regierung im Dezember 2019 die neue Leistungsvereinbarung mit der FMR, welche die
bestehende Vereinbarung mit ANR für die Legislaturperiode 2017–2020 ersetzt. Neu
werden ab 2020 die jährlichen Bundes- und Kantonsbeiträge an die Stiftung um je CHF
300'000 erhöht. Für das Jahr 2020 erhält die FMR folglich CHF 745'000 an
Kantonsbeiträgen und rund CHF 1 Mio. an Bundesbeiträgen. 35

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 25.03.2019
MELIKE GÖKCE

Im Sommer 2019 lag das Augenmerk der sprachaffinen Schweizerinnen und Schweizer
auf der Region Maloja im Kanton Graubünden. Zwischen dem 1. und 18. August fanden
dort, in der Gemeinde Zuoz, im Rahmen des 100-Jahr-Jubiläums der Lia Rumantscha
Kultur- und Sprachfestivitäten für Gross und Klein statt. Das rund dreiwöchige
Grossereignis war mit gut CHF 1 Mio. budgetiert und durch den Kanton Graubünden,
Bundesbeiträge, Sponsoren sowie Solidaritätsbeiträge diverser anderer Kantone
finanziert worden. Zwischen der offiziellen Eröffnung am 2. August und dem

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2019
MELIKE GÖKCE
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Hauptfestakt am 17. August wurden an unterschiedlichen Daten Thementage gestaltet,
die sich mit alltäglichen und politisch relevanten Belangen des Bergkantons und seiner
Sprachvielfalt auseinandersetzten. So gab es abwechslungsreiche Anlässe zur Familie,
zur Sprachpolitik, zu Minoritäten, zur Dreisprachigkeit des Kantons oder zum
Romanisch in der Schule und der Literatur. Es sollte ein Fest für alle sein, war doch die
ganze Schweiz mit dem Ziel eingeladen worden, aufzuzeigen, dass die Schweiz etwas
verlieren würde, «wenn es das Romanische nicht mehr gäbe», wie Johannes Flury (fdp,
GR), Präsident der Lia Rumantscha, zu bedenken gab. Das Highlight des Jubiläums
stellte sicherlich das im vom Architekten Men Duro Arquint temporär konstruierten
Theaterhaus mehrfach aufgeführte Theaterstück «Tredeschin Retg» dar, das aufgrund
des Grossandrangs gar um zwei zusätzliche Vorführungen ergänzt werden musste. Des
Bündners liebstes Märchen erzählt die Geschichte von Tredeschin, der als 13. Kind einer
Bünder Familie das Licht der Welt erblickt und sich irgendwann aufmacht, die Welt zu
entdecken und nach seinem Glück zu suchen. Dabei bewegt er sich stets im
Spannungsfeld zwischen der kleinen Heimat und der grossen Welt, wodurch die Suche
nach dem eigenen Glück zu einer Suche nach der eigenen Identität wird. Das speziell
für die Bühne adaptiere Kindermärchen könnte als sinnbildlich für den vom
Medienverantwortlichen der Lia Rumantscha, Andreas Gabriel, als «hochpolitisch»
bezeichneten Charakter des Festivals betrachtet werden. Das Programm wurde
grundsätzlich auf Romanisch durchgeführt, war jedoch auch in anderen Sprachen
verfolgbar. So wurde das Theaterstück auf Deutsch und Italienisch übertitelt, also genau
das, was Gabriel und andere «in umgekehrten Vorzeichen auch von den grösseren
Sprachgemeinschaften erwarten würden, damit wir das Romanische im Alltag und in
den politischen Diskussionen nicht aufgeben müssen.»

Gegründet wurde die Lia Rumantscha am 26. Oktober 1919 als Dachorganisation aller
romanischen Sprach- und Kulturvereine. Sie hat ihren Hauptsitz in Chur. Die zentrale
Figur der Entstehungsgeschichte war Giachen Conrad, ein Churer Postinspektor, der im
April 1919 unter dem Titel «Kassandrastimmen vom Hinterrhein» einen Aufruf in der
damaligen «Neuen Bündner Zeitung» startete. In seinem Kassandraruf verglich er das
Romanische mit einem «Ertrinkenden», das durch den zunehmenden Tourismus
Gefahr laufe zu «verdeutschen». Mit den Bahntunneln öffne man nun die «natürlichen
Dämme gegen die fremde Flut» und grabe «alle Wälle ab, hinter welchen die kränkelnde
Pflanze des Erbes unserer Väter noch etwas Schutz vor dem Nordwind fand.» Es gelte
nun, eine «Phalanx» gegen diese Gefahr zu bilden, wie die «Südostschweiz am
Wochenende» den Churer zitierte. Tatsächlich verfehlte der Weckruf seine Wirkung
nicht, wurde doch auf Anregung der «Uniun rumantscha da Schons» die Bitte um eine
Konferenz aller romanischen Sprachvereine von der «Societad Retorumantscha»
gutgeheissen, sodass bereits im Juli 1919 eine Kommission mit der Ausarbeitung der
Statuten und Satzungen der postulierten Dachorganisation beauftragt wurde. Am 26.
Oktober 1919 fand schliesslich die Gründungsversammlung statt, an der Conrad zum
ersten Präsidenten der Lia Rumantscha gewählt wurde. So kurzweilig sich die
Entstehungsgeschichte auch lesen mag, so lässt sich dennoch nicht verleugnen, dass es
sich hierbei um einen wahren Kraftakt handelte, wie der Romanist Rico Franc Valär zu
berichten wusste: Es bestanden bedeutende idiomatische und konfessionelle
Differenzen zwischen den verschiedenen Tälern, sodass ein gesamträtoromanisches
Bewusstsein nie wirklich aufkommen konnte. Zudem musste die Dachorganisation
bereits kurz nach ihrer Gründung eine bedeutende Bewährungsprobe überstehen: die
Beschaffung der notwendigen finanziellen Mittel zur Existenzsicherung. Sowohl der
Kanton Graubünden als auch der Bund zeigten sich zunächst nicht sonderlich
begeistert von den «sprachpolitischen Unruhestiftern», hatten dann aber doch ein
Einsehen.

Heute hat die Dachorganisation indes mit weitaus grösseren Problemen zu kämpfen:
Der vor 100 Jahren ausgesandte Kassandraruf scheint in der Gegenwart angekommen zu
sein. Das Romanische ist je länger, je mehr vom Aussterben bedroht; Erhebungen
zufolge beherrschen zwischenzeitlich noch rund 60'000 bis 80'000 Personen die
Sprache. Johannes Flury sieht das Hauptproblem in der Auswanderung aus den Tälern,
zieht aber auch den Kanton Graubünden in die Verantwortung. Als
Hauptverantwortlicher für die Erhaltung und Förderung der Sprache nehme dieser
seine Verantwortung nur zögerlich wahr; Lehrmittel seien mangelhaft und es würden zu
wenige romanischsprachige Lehrpersonen ausgebildet. Zudem sei in der
Kantonsverwaltung ein zu geringes Bewusstsein für die Mehrsprachigkeit vorhanden.
Der Kanton weist diese Vorwürfe von sich. Im Rahmen seiner dreitägigen
Nationalfeiertagsreise fand sich auch Aussenminister Ignazio Cassis in Zuoz ein, wo er
sich als offizieller Vertreter des Bundesrates in allen fünf Idiomen (Sursilvan, Sutsilvan,
Surmiran, Puter, Vallader) für die Einladung bedankte und aufmunternde Worte an die
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Bevölkerung richtete: «Lassen Sie sich nicht entmutigen [...]. Die Schweiz braucht das
Rumantsch.» Weiter kündigte er an, dass der Bund ab 2020 rätoromanische
Sprachkurse für Kinder und Jugendliche ausserhalb des angestammten
rätoromanischen Sprachgebiets unterstützen werde, und brachte auch die Idee einer
rätoromanischen Woche, einer «emna da la lingua rumantscha» ein – in Anlehnung an
die Anlässe, die die italienische und französische Sprache und Kultur in den Fokus
setzen. Gemäss Johannes Flury wird es das Romanische auch in 100 Jahren noch
geben, die Frage sei lediglich, in welchem Zustand es dann sein werde. Die Solidarität
der übrigen Schweiz für die Sprache habe man aber bereits seit der Gründung immer
gespürt: «Die Schweiz ist für uns im Jahr 1938 eingestanden, aber auch heute. Alle,
wirklich alle Kantone haben sich an unserem Fest beteiligt.»

Was hingegen im Rahmen der Feierlichkeiten bewusst ausgespart wurde, war das
«Rumantsch Grischun», da der Präsident der Dachorganisation um den «fragilen
Sprachfrieden» fürchtete. Die Schriftsprache wurde 1982 auf Initiative der Lia
Rumantscha vom Zürcher Linguisten Heinrich Schmid quasi ab dem Reissbrett
entwickelt und war als Rettung des Rätoromanischen angedacht gewesen. Über die
Jahre gesehen wurde die vielbesagte Rettung jedoch immer mehr zum Zankapfel und
die Idee, eine Brücke von der Standardsprache zu den bestehenden fünf Idiomen zu
schlagen, gilt bereits jetzt als gescheitert. Tatsächlich hat der Widerstand gegen das
Rumantsch Grischun in den letzten Jahren stark zugenommen; dieses wird besonders
im schulischen Kontext abgelehnt, weshalb es nicht verwundert, dass auch aktuell
wieder in zwei Oberhalbsteiner Gemeinden (Lenz Albula und Surses) per Initiative
dessen Abschaffung aus dem Schulunterricht gefordert wird. Sollte dies tatsächlich
eintreten, würde das Rumantsch Grischun nur noch in den zweisprachigen Schulen in
Chur, Trin und Domat/Ems unterrichtet werden. 36

Während sich das Gros der Diskussionen zu Covid-19 um die gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie drehten, nahmen sich einzelne Medien im Zuge
der Entwicklungen dem Virus auch als einem sprachlichen Phänomen an. Anfang Jahr
noch kaum beachtet und von Laien lediglich als eine weitere Form der Grippe
abgeschrieben, zeichnete sich sein sprachkulturelles Potenzial ab März 2020 deutlich
ab. So mokierte sich beispielsweise die in Tel Aviv lebende Autorin Joelle Well in der
Aargauer Zeitung über die Unwissenheit und der damit einhergehenden Ignoranz der
breiten Masse um die eigentliche Bedeutung des Akronyms «Covid-19» (engl.
coronavirus disease 2019). Ennet der Schweizer Landesgrenze, im Nachbarland
Frankreich, hingegen, war man bereits weit über die semantische Diskussion hinaus
und machte hier stattdessen das Genus zum Zankapfel: In der französischen
Gelehrtengesellschaft Académie française wurde über Wochen darüber debattiert, ob
es denn nun «le» oder «la» Covid heisse, da es in den Medien offensichtlich
unterschiedlich gehandhabt wurde. Anfang Mai war man sich schliesslich darüber einig
geworden, dass Covid feminin und entsprechend mit «la» aufzuführen sei. Dies, weil
das dem Akronym zugehörige «D» (disease) im Kern ein Äquivalent des französischen
weiblichen Substantivs «la maladie» sei. In der Schweizer Medienlandschaft, besonders
in der Romandie, schien dieses Thema indes kaum auf Interesse zu stossen. 
Stattdessen fokussierten die Medien bevorzugt die Grenzen im Landesinneren – also
den «Röstigraben». So kam in den Frühlingsmonaten vermehrt die Frage auf, ob im
Zuge der Covid-Pandemie die Sprachgrenzen zu Landesgrenzen werden (Sonntags-
Blick). Dies bedingt durch die unterschiedliche Handhabung der Situation in der
Deutschschweiz und der Romandie. Während die alemannische Schweiz zu Beginn der
Krise eher zögerlich reagierte, nach dem Lockdown dann aber relativ rasch auch wieder
um eine Exit-Strategie bemüht war, habe man sich in der französischsprachigen
Schweiz sehr offensiv für die Strategie der französischen Nachbarn – dem
«confinement total» – ausgesprochen. Dabei habe man sich noch Anfang März in der
Westschweiz herzlich über die Deutschschweiz amüsiert, wie Philippe Reichen im
Tages-Anzeiger schilderte. Grund dafür sei die Einschätzung des Berner Immunologen
Beda Stadler gewesen, nach der die Deutschschweizer aufgrund ihrer markanten
Kehllaute (beispielsweise «ch») ein höheres Ansteckungspotenzial für Corona
aufwiesen. Nach Reichen sei dies wiederum für die Westschweizerinnen und
-schweizer eine Bestätigung dafür, dass «das Schweizerdeutsch keine eigentliche
Sprache, sondern eine Halskrankheit» sei. Im Sommer hingegen, mit Beginn der
Urlaubszeit, schien sich die Covid-Röstigraben-Theorie zu verflüchtigen. So titelte im
August beispielsweise die gleiche Zeitung, die im April ebendiese Thematik erst
aufgeworfen hatte: «Le Röstigraben n'existe pas». Covid-19 bedingt habe sich das
Reiseverhalten der Westschweizerinnen und -schweizer verändert. Sie entdeckten
plötzlich die Deutschschweiz für sich und fänden Gefallen daran. So stelle sich die
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Frage, ob man Covid vielleicht doch als eine Chance zum überwinden des Röstigrabens
sehen könne.

Die Relevanz der Sprache und insbesondere ihres adäquaten Einsatzes im Umgang mit
der Covid-Krise wurde zu Beginn des Sommers auch wissenschaftlich bestätigt. Nicht
nur die Aargauer Zeitung stellte fest, dass die Corona-Krisenkommunikation des
Bundesrates und des BAG trotz ihrer höflichen, unaufgeregten und diskreten Form
erfolgreich war, dies bestätigte auch eine trinationale Studie des Schweizer
Meinungsforschungsinstituts Link. Die Schweizer Plakate mit Warnhinweisen und
Handlungsanweisungen hätten im Vergleich mit den deutschen und österreichischen
viel mehr Aufmerksamkeit erhalten. Dass die Kampagne bei der Bevölkerung auf
durchwegs positive Resonanz gestossen sei, bestätigte auch die
Sprachwissenschaftlerin Juliane Schröter von der Universität Genf. Sie untersuchte
sämtliche Radio- und Fernseheinspieler, die Medienkonferenzen, Tweets, Videos sowie
Plakate im Rahmen der Informationskampagne und identifizierte hierbei drei
Schlüsselaspekte des Erfolgs: Erstens habe man erfolgreich wiederholt dieselbe
einfache und positiv formulierte Verhaltensempfehlung ausgesprochen («bleiben Sie zu
Hause»), zweitens habe man nicht auf Verbote, sondern auf Argumente gesetzt. Dieses
Vorgehen sei durchaus mit dem bundesrätlichen Vorgehen im Vorfeld von
eidgenössischen Abstimmungen vergleichbar. Drittens habe eben gerade diese
Argumentationsstrategie im Wesentlichen dazu beigetragen, die Kampagne mit
Schweizer Werten wie Freiheit und Eigenverantwortung aufzuladen. Wer also die
Empfehlungen befolge, verhalte sich auch schweizerisch. 
Jedoch liess auch die wissenschaftliche Kritik nicht lange auf sich warten. In einem
Gastkommentar in der Aargauer Zeitung titelte Mario Andreotti, Dozent für Neuere
deutsche Literatur an der Universität St. Gallen: «Corona hat unsere Sprache infiziert».
Dabei monierte er in erster Linie den sinnlosen Gebrauch von Anglizismen im
Zusammenhang mit coronaspezifischen Tätigkeiten – besonders in der Deutschschweiz.
Er stiess sich beispielsweise an der inflationären Verwendung des Begriffs «home
office». Besonders störte ihn die Fehlnutzung des Begriffes, denn die englische
Bedeutung des Begriffs bezeichne nichts anderes als das Innenministerium. Wenn sich
die Leute also zwingend auf Englisch ausdrücken wollten, müssten sie korrekterweise
den Begriff «homework» verwenden, für den es aber wiederum einen durchaus
etablierten deutschen Begriff gebe: die Heimarbeit. Das Gleiche gelte auch für «home
schooling», «lockdown» oder den Ausdruck «social distancing», den Andreottis Ansicht
nach viele nicht einmal richtig aussprechen könnten. Dieser müsste eigentlich «physical
distancing» heissen, da die soziale Distanzierung mit Corona nicht im Geringsten etwas
zu tun habe. Ein grosses Lob hingegen sprach er der Romandie aus: Anstatt sich in
fehlgeleiteten Anglizismen zu verlieren, verwendeten sie für Französischsprechende
sofort verständliche Begriffe. So werde aus dem «lockdown» ein «confinement» und
aus dem «home office» ein «télétravail». Aber auch das Deutsche selbst habe sich in
der «Coronawelt» neu erfunden. So hätten Wörter des täglichen Gebrauchs eine neue
Bedeutung erhalten; wie beispielsweise der Ausdruck der «Normalität», der zu
Coronazeiten nun eben als «neue Normalität» bezeichnet werde, was aber entgegen
jeglicher Logik sei, da etwas entweder normal oder eben nicht normal sein könne, aber
nicht beides zugleich. Daher sehe er die Politik und Medien in der Verantwortung,
dieser Entwicklung einen Riegel vorzuschieben. 37

Wie diverse Medien berichteten, verbannte der Duden Anfang 2021 das generische
Maskulin, welches bis anhin als geschlechtsneutral galt, aus seiner Onlineausgabe. Die
Änderung habe zum Ziel, die deutsche Sprache durch die Einbindung der weiblichen
Form zu spezifizieren und inklusiver zu gestalten – wenn eine Frau im Garten arbeite,
handle es sich um eine Gärtnerin und eben nicht um einen Gärtner. Der Entscheid von
Duden, insgesamt über 12'000 Wörter doppelt aufzuführen, war gesellschaftlich stark
umstritten und führte zu heftigen Diskussionen in den Medien. Kritische Stimmen
betonten, dass der Duden über seine Kompetenzen hinaus agiert habe, da mit dieser
Neuerung ein gesellschaftliches Umdenken angestossen werde. Weiter fürchteten sich
viele vor komplizierten Formulierungen oder wollten sich nicht vorschreiben lassen, wie
sie die deutsche Sprache zu verwenden hätten. Gegenstimmen freuten sich über
diesen «längst überfälligen Schritt» und stellten fest, dass der Duden hiermit lediglich
eine gesellschaftliche Veränderung erkannt und aufgenommen habe. Eine extreme
Position nahm der Psycholinguist Pascal Gygax der Universität Fribourg ein, der
gegenüber 24 Heures kritisierte, dass der Grund für diese Ablehnung im Sexismus
dieser Menschen liege, die daran glauben würden, dass Frauen weniger wert seien als
Männer. Weiter führte er aus, dass sich insbesondere die stark von Männern dominierte
politische Rechte dagegen wehre. Auch auf parlamentarischer Ebene, insbesondere in
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den Kantonen, würden sie sich gegen solche Entwicklungen stellen, mit dem Ziel
patriarchale und androzentrierte Werte zu verteidigen. So fürchteten sie laut Gygax den
Machtverlust des männlichen Geschlechts aufgrund der Feminisierung der Gesellschaft.
Diese Debatte sei dabei alles andere als neu – bereits seit über 40 Jahren würde sie
geführt –, was unter anderem zu zentralen Veränderungen im Sprachgebrauch auf
Bundesebene geführt habe. Bereits in den 1980er Jahren seien auf Bundesebene erste
Dokumente mit geschlechtsneutralen Begriffen umformuliert worden. Dies habe 1996 in
die Ausarbeitung eines Leitfadens für geschlechterneutrale Sprache auf Bundesebene
gemündet. 38

Das sogenannte Gendersternchen, eine relativ neue Form der gendergerechten
Rechtschreibung, die hauptsächlich in linken und feministischen Kreisen aktiv
vorangetrieben wurde, hat zum Ziel, Personen, die sich nicht dem dominanten binären
Geschlechtskonstrukt zuordnen, sichtbarer zu machen und sie aktiv einzubinden.
Beispielsweise wird aus Schweizer und Schweizerinnen ein Schweizer*innen. Die
Diskussion um politisch korrekte Sprache ist kein neues Phänomen, sondern seit den
1990er Jahren ein immer wiederkehrendes Thema. Der Linguist Thomas Nier betonte
jedoch gegenüber dem Tages-Anzeiger, dass sich die Anzahl und Heftigkeit der
Konflikte um diese Thematik immer mehr erhöhe. Im Sommer 2021 entbrannte eine
neue, teils sehr emotionale solche Debatte, als die Bundeskanzlei in einer Weisung im
Juni 2021 den Gebrauch des Gendersternchens oder anderer Typographien gleicher
Art, wie etwa den Genderdoppelpunkt (Schweizer:innen), in Bundesdokumenten oder
auch Initiativtexten explizit untersagte. Zwar verstehe die Bundeskanzlei, dass sich
Personen, die sich nicht dem binären Geschlechterkonstrukt zuordneten, nicht
genügend repräsentiert fühlten, aber bis jetzt habe die Deutsche Sprache noch keine
gangbare Variante zu ihrer Einbindung hervorgebracht. Das Sternchen könne zu
rechtlichen Problemen führen, da nicht genau definiert sei, wer alles darunter falle,
ausserdem sei es noch zu sehr an eine gesellschaftspolitische Haltung gebunden.
Jedoch anerkenne die Bundeskanzlei das Anliegen der betroffenen Personen und
werde weiter daran arbeiten, entsprechende Lösungen zu finden. Zudem werde der
Leitfaden für gendergerechte Sprache von 2009 bis Ende 2021 überarbeitet, darin
würden auch Empfehlungen für die Anschrift non-binärer Personen in Briefen
aufgenommen. Bis dahin sollen entweder die Paarform (z.B. Schweizerinnen und
Schweizer) oder geschlechtsabstrakte (z.B. versicherte Person) und geschlechtsneutrale
(z.B. Versicherte) Bezeichnungen verwendet werden. Das generische Maskulin (z.B.
Schweizer) wurde derweil explizit verboten.
Begrüsst wurde der Entscheid der Bundeskanzlei, auf das Gendersternchen zu
verzichten, vom Präsidenten des Schweizerischen Vereins für Deutsche Sprache, Jürg
Niederhauser. Für ihn sei das Anliegen zwar verständlich, aber er sehe nicht ein, wieso
die Repräsentationsfunktion der Sprache über alle anderen Funktionen gestellt werden
solle, wie etwa über die leichte Verständlichkeit und praktische Anwendung. Alecs
Recher, Präsident des Transgender Network Switzerland, fand den Entscheid hingegen
«schockierend, verletzend und widersprüchlich». Die Bundeskanzlei spreche zwar von
einem Diskriminierungsverbot für nicht-binäre Menschen, missachte dies aber mit der
Weisung selbst. Es sei die Aufgabe des Staates, nicht zu diskriminieren und die
Geschlechtergleichstellung proaktiv voranzutreiben – und da gehöre die Einbindung
und Sichtbarkeit von nicht-binären Personen in die Sprache eben auch dazu. 39
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